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Gemischter Beratender Ausschuss EU/Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien appelliert an führende Politiker, die Reformagenda nicht aus dem Blick zu verlieren
In seiner Sitzung am 19. April 2011 in Skopje zeigte sich der Gemischte Beratende Ausschuss (GBA) EU/Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien besorgt über die politische Lage im Land. Er verurteilte die jüngsten Ein​schüchterungen zivilgesellschaftlicher Aktivisten durch politische Instanzen und rief die Regierung zur uneingeschränkten Gewährleistung des Rechts auf freie Meinungsäußerung auf.
Vasko Naumovski, für Europaangelegenheiten zuständiger stellvertretender Ministerpräsident, Xhelal Bajrami, Minister für Arbeit und Sozialpolitik, und S.E. Peter Sørensen, neu ernannter Leiter der EU-Delegation in Skopje, nahmen an der Sitzung teil. Sandy Boyle, EWSA-Mitglied und Vorsitzender der Fachgruppe Außenbeziehung war ebenfalls anwesend. 
Der GBA appellierte an führende Politiker, sich auf die Reformagenda zu besinnen und ungeachtet aller politischen Rivalitäten auf ein gemeinsames Ziel hinzuarbeiten: den EU-Beitritt. Die Mitglieder begrüßten die Wiedereinrichtung des mazedonischen Wirtschafts- und Sozialrates als Plattform für einen wirksameren sozialen Dialog. Gleichzeitig betonten sie jedoch, dass der soziale Dialog bislang weder im öffentlichen Sektor noch auf Unternehmensebene zufriedenstellend sei. Sie betonten, dass die staatlichen Behörden die Autonomie der Sozialpartner erleichtern und den bilateralen sozialen Dialog fördern müssen.
Dieses gemischte Gremium mit 12 zivilgesellschaftlichen Vertretern aus der EU und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien (jede Seite stellt sechs Vertreter) tritt zwei Mal pro Jahr zusammen. Den Ko-Vorsitz führen Pirkko Raunemaa, EWSA-Mitglied (Gruppe Verschiedene Interessen, Finnland) und Lidija Grupcheva, Mitglied der mazedonischen Arbeitgeberorganisation (ORM).
Die nächste Sitzung des GBA findet im Oktober 2011 in Brüssel statt. Auf dem Programm stehen die Themen ländliche Entwicklung und Beschäftigung sowie der Kampf gegen die Korruption.
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